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familiären Gründen erst gegen 12 Uhr eintreffen. Frau 

Senatorin Kiziltepe ist erkrankt. – Gute Besserung an 

dieser Stelle! 

 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 1: 

Aktuelle Stunde 

gemäß § 52 der Geschäftsordnung 

des Abgeordnetenhauses von Berlin 

Kleingärten sichern 

(auf Antrag der Fraktion der SPD) 

in Verbindung mit 

lfd. Nr. 16: 

Kleingartenflächensicherungsgesetz Berlin – 

Kleingartenkultur und Erholungsraum erhalten! 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen vom 

19. Januar 2026 

Drucksache 19/2900 

zum Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 19/0543 

Zweite Lesung 

und 

lfd. Nr. 22 A: 

a) Gesetz zur Sicherung der Kleingartenflächen 

Berlin 

Dringliche Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Umwelt- und Klimaschutz vom 19. Februar 2026 

Drucksache 19/2993 

zum Antrag der Fraktion Die Linke 

Drucksache 19/2473 

Zweite Lesung 

b) Gesetz zum Erhalt von Kleingartenanlagen auf 

landeseigenen Flächen in Berlin 

(Kleingartenflächensicherungsgesetz) 

Dringliche Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Umwelt- und Klimaschutz vom 19. Februar 2026 

Drucksache 19/2994 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 19/2822 

Zweite Lesung 

hierzu: 

Änderungsantrag der Fraktion Die Linke 

Drucksache 19/2822-1 

Den Dringlichkeiten haben Sie bereits eingangs zuge-

stimmt. Ich eröffne die zweite Lesung der Gesetzesanträ-

ge und der Gesetzesvorlage. Ich rufe jeweils auf die 

Überschrift, die Einleitung sowie die einzelnen Artikel 

der Anträge sowie der Gesetzesvorlage und schlage vor, 

die Beratung der Einzelbestimmungen jeweils miteinan-

der zu verbinden. – Widerspruch dazu höre ich nicht. Für 

die gemeinsame Besprechung steht den Fraktionen je-

weils eine Redezeit von bis zu zehn Minuten zur Verfü-

gung. In der Runde der Fraktionen beginnt die Fraktion 

der SPD und hier die Kollegin Vierecke. – Bitte schön! 

[Beifall bei der SPD] 

 

Linda Vierecke (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gärtnerinnen und Gärtner! Hier im Par-

lament ist es ja auch ein bisschen wie beim Gärtnern. 

Man muss stetig dranbleiben, immer hartnäckig sein und 

einfach dabeibleiben. Es gibt manchmal auch Rückschlä-

ge. Manchmal gibt es nervige Nachbarn, Trockenjahre, 

zu wenig Wasser, zu viel Wasser. Das hatten wir eigent-

lich alles. Aber eins ist klar: Hartnäckigkeit zahlt sich 

aus. Bevor ich im Parlament war, habe ich die Diskussion 

um die Kleingärten wirklich jahrelang verfolgt, aus der 

Perspektive einer Kleingärtnerin. Da ging es jahrelang 

um die Sicherung der Kleingärten beim politischen Früh-

schoppen. Jedes Jahr saßen wir, die Politikerinnen und 

Politiker, da und haben versprochen, dass wir die Gärten 

schützen. Da waren sich alle einig, dass es richtig ist und 

dass wir das auch machen müssen. Nur umgesetzt wurde 

es lange nicht. Zehn Jahre lang haben wir diskutiert, und 

die Gärtnerinnen und Gärtner haben gekämpft. Als ich 

vor drei Jahren im Parlament ankam, habe ich es mir zur 

Aufgabe gemacht, dass wir dieses Gesetz in dieser Legis-

latur durchbekommen. Und heute ist es endlich soweit: 

Wir sichern die Gärten gesetzlich.  

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Wir beschließen heute das bundesweit erste Sicherungs-

gesetz für Kleingärten, 34 Buchstaben, das Kleingarten-

flächensicherungsgesetz. Gewöhnen Sie sich alle noch 

ein bisschen daran. Damit schreiben wir wirklich Klein-

gartengeschichte, und ja, wir schreiben auch Stadtge-

schichte. Dann wer diese Stadt kennt, der weiß, dass die 

Gärten in dieser Stadt schon seit mehr als 150 Jahren 

wirklich dazugehören. Sie sind Teil unserer Berliner 

Geschichte. Sie sind Teil unserer Identität. 

 

Vielleicht gehen wir mal einen ganz kleinen Moment 

zurück. Was aus einer sozialen Not heraus als Armengär-

ten in dieser Stadt angefangen hat, hat sich in dieser Stadt 

verfestigt. Eigentlich waren sie mal als Hilfe zur Selbst-

hilfe gedacht. Es ging darum, Obst und Gemüse anzubau-

en, um die eigene Familie zu versorgen. Mit der rasanten 

Industrialisierung wuchs gerade hier in Berlin ihre Be-

deutung. In engen Mietskasernen, in dicht bebauten Vier-

teln wurden die Gärten zu dem, was die Stadt eben nicht 

bieten konnte: frische Luft, gesunde Ernährung und ein 

Stück Lebensqualität für Arbeiterinnen und Arbeiter. 

(Präsidentin Cornelia Seibeld) 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-2900.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-0543.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-2993.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-2473.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-2994.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-2822.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-2822-1.pdf
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[Beifall bei der SPD, der CDU  

und der LINKEN] 

Wer genau hinschaut, der erkennt auch die Perspektive 

und die Parallelen zu heute. Eine Stadt, die enger wird, 

braucht eben auch Raum zum Atmen. Das hat man da-

mals verstanden. Und man hat gehandelt. Man hat Flä-

chen geschaffen, man hat Raum gegeben, und das ist uns 

heute Vorbild. Und deshalb sichern wir die Gärten ge-

setzlich. 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 

Beifall von Carsten Schatz (LINKE)] 

Auch ihre soziale Rolle ist bemerkenswert. Es gab – das 

ist ein Teil der Geschichte – sogar mal eine Verordnung 

für die Bereitstellung von Kleingärten für Erwerbslose, 

Kleingärten als Instrument der Krisenbewältigung. Sie 

linderten Armut, entlasteten die öffentliche Fürsorge und 

wirkten sozialen Spannungen entgegen. Wenn wir heute 

über soziale Sicherung diskutieren, dann wird über ande-

re Sachen diskutiert, über Sanktionen, die verschärft 

werden, über gesellschaftliche Härte. Da lohnt also der 

Blick zurück, dass es auch andere Wege gibt. 

 

Heute hat sich die Rolle der Gärten gewandelt, aber ihre 

Bedeutung ist geblieben. Sie sind Orte der Erholung, der 

Gemeinschaft, des naturnahen Gärtnerns. Als grüne Oa-

sen in einer verdichteten Stadt kühlen Sie ihre Umge-

bung, sind Kaltluftschneisen, fördern die Artenvielfalt 

und verbessern die Lebensqualität. Wieder sind sie Kri-

senlöser. Sie sind Teil der Lösung der Klimakrise. 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Aus diesem Mittel gegen Not ist ein dauerhafter Bestand-

teil unserer Stadtkultur geworden. Und dennoch mussten 

wir in den letzten Jahrzehnten wirklich zuschauen, dass 

sie nach und nach verschwinden. Seit 1990 ist ein Drittel 

der Kleingärten in dieser Stadt verloren gegangen. Daher 

– das sage ich wirklich mit aller Bestimmtheit, und man 

hat sich viel darüber unterhalten – braucht es wirklich 

heute dieses Kleingartenflächensicherungsgesetz, damit 

das nicht so weitergeht. 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 

Beifall von Carsten Schatz (LINKE)] 

Was genau steht also drin? – Wir schützen mit diesem 

Gesetz die landeseigenen Kleingärten. Das sind mehr als 

80 Prozent der Gärten in dieser Stadt. 56 280 Kleingärten 

in dieser Stadt sind damit sicher. Das ist ein richtig gro-

ßer Wurf. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Es kann auch in Zukunft noch Gründe geben, eine Anlage 

aufzugeben. Aber wir haben geschaut, dass wir die Hür-

den dafür wirklich extrem hoch legen. Ein hohes öffentli-

ches Interesse – –  Und nur wenn dieses Abgeordneten-

haus zustimmt, dürfen Gärten aufgegeben werden. Der 

Kleingartenverband hat immer in der Diskussion gesagt: 

Wir wollen die Debatte auf offener Bühne. Das ist die 

offene Bühne, und nur, wenn Ersatzflächen zur Verfü-

gung gestellt werden – –  Das ist der Kern. Wir schaffen 

damit etwas sehr Wichtiges: Wir halten den Bestand der 

landeseigenen Kleingärten konstant in dieser Stadt. Das 

ist wirklich ein großartiges Zeichen. 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 

Beifall von Carsten Schatz (LINKE)] 

Wir machen das, weil es sozial wichtig ist. Kleingärten 

sind Orte der Gemeinschaft. Es gibt kaum noch diese 

Orte, wo so viele Menschen zusammenkommen: Hand-

werkerinnen, Akademiker, Zugezogene, Einheimische, 

Ossis, Wessis, Imker, Naturgärtnerinnen. Hier mischt 

sich alles, was sich in vielen Kiezen gar nicht mehr be-

gegnet. Das ist für mich auch als Sozialdemokratin ein 

Grund, warum ich so sehr dafür kämpfe und mich für 

diese Gärten stark mache.  

 

Auch ökologisch sind die Gärten einfach eine Wucht. 

Mehr als 2 000 Pflanzenarten wurden in den Gärten kar-

tiert, und das ist einfach mehr als eine normale Grünflä-

che. Deswegen ist es ökologisch wirklich wichtig, diese 

Hotspots der Biodiversität zu schützen.  

[Beifall bei der SPD und der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Wir diskutieren heute nicht nur unseren Entwurf, sondern 

wir diskutieren auch den anderer Fraktionen. Von den 

Linken liegt ein Gesetzesentwurf vor. Den kennen wir 

sehr gut, weil er dem aus der alten Legislatur sehr ähnelt. 

Es gibt ja auch einen Grund, warum dieses Gesetz nicht 

gekommen ist, weil sich dieser Entwurf in Dingen ver-

liert, die mit der Flächensicherung, die wir jetzt vorschla-

gen, schlicht nichts zu tun haben. Ihr Gesetz will Dinge 

regeln, wofür wir als Land gar nicht zuständig sind. Dafür 

habe ich eine Sympathie, aber erprobterweise hat das in 

der letzten Legislatur nicht geklappt. Es war genau diese 

Attitüde: Wir machen noch das rein ins Gesetz. Wir wol-

len über Flächen reden. Wir wollen auch über Bewirt-

schaftung sprechen. Wir wollen die Öffentlichkeit der 

Gärten herstellen. – Das ist alles richtig. Es gehört aber 

nicht in dieses Gesetz. Das ist der Grund, warum es unter 

Rot-Rot-Grün nicht gekommen ist. Es kommt aber jetzt, 

und das ist wichtig. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Wir haben als Koalition einen anderen Weg gewählt. Wir 

haben gesagt: Wir machen das Machbare möglich. – All 

die Dinge, über die wir auch reden, wie ökologische 

Bewirtschaftung und mehr Zugänglichkeit, all das ist in 

den letzten Jahren in den Anlagen passiert. Das ist sicht-

bar und wird auch konsequent von den Verbänden einge-

fordert und verbessert. Es gehört aber nicht in das Lan-

desgesetz. 

 

Ich weiß auch, dass bei dem Thema Kleingärten noch 

etwas zu tun ist. Mir sind die 20 Prozent der Anlagen auf 

privatem Boden nicht egal. Grüße gehen zum Beispiel an 

(Linda Vierecke) 
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die Anlage „Alte Baumschule“ in Pankow, die gegen den 

Investor Spree Bridge kämpft, der versucht, hier Stadtvil-

len statt Gärten zu bauen, und nach und nach den Gärtne-

rinnen und Gärtnern kündigt. 

[Beifall von Dr. Turgut Altuğ (SPD)] 

Hier kann der Bezirk übrigens handeln. Es gibt Möglich-

keiten, diese Anlagen über Bebauungspläne zu sichern. 

Gerade scheitert das dort an dem grünen Stadtrat. Das ist 

die Wahrheit. 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU] 

Ich bin auch der Meinung, dass wir dringend eigentlich 

sogar mehr Gärten brauchen. 15 000 Menschen auf War-

telisten: Das ist deutlich länger als die Schlange vor dem 

Berghain. Sie alle wollen einen Garten in dieser Stadt. Es 

gibt also auf jeden Fall noch etwas zu tun. Heute aber 

verabschieden wir erst einmal und endlich dieses Gesetz. 

Ich mag an Stellen mit dem Koalitionspartner hadern, 

aber das haben wir zusammen auf den Weg gebracht, und 

dafür möchte ich mich bedanken: bei Ihnen, bei den Mit-

arbeitern der Verwaltung, bei Frau Bonde und auch bei 

Senator Gaebler, der sehr wertvolle Hinweise aus der 

Verwaltung gegeben hat. Hier haben zwei Verwaltungen 

zusammengearbeitet, das ist gut. Ich danke Ihnen auch, 

dass Sie alle künftig die Finger von den Kleingartenanla-

gen lassen! 

[Beifall bei der SPD – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Wir sagen damit ganz deutlich, dass diese Kleingärten zu 

Berlin gehören: wie der Fernsehturm, wie Unter den 

Linden, wie der Tiergarten, wie die Bernauer Straße, wie 

das Berghain. Manche gehen in einen Club, andere gehen 

in die Laube. All das gehört zu Berlin, und das ist wich-

tig. Die Kleingärten sind stadtprägend, und wir brauchen 

sie. 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU] 

Der größte Dank geht natürlich an die Gärtnerinnen und 

Gärtner dieser Stadt, die jahrelang geduldig gewartet und 

für dieses Gesetz gekämpft haben. Ein Dank geht an den 

Landesverband, der sich stark eingebracht hat, an Gert 

Schoppa und auch an meine Homies aus Bornholm I und 

Bornholm II. Das war ein kreativer Protest. Das war 

wirklich stetig, und das war hartnäckig. Eure Hartnäckig-

keit, unsere Hartnäckigkeit, trägt jetzt Früchte – und das 

sind diese 34 wunderbaren Buchstaben, die wir heute 

beschließen: das Kleingartenflächensicherungsgesetz. 

Liebe Gärtnerinnen und Gärtner, das habt ihr euch ver-

dient! – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 

Beifall von Hendrikje Klein (LINKE)  

und Tobias Schulze (LINKE)] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Vielen Dank, Frau Kollegin! – Für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen hat jetzt der Kollege Schwarze das 

Wort. – Bitte schön! 

 

Julian Schwarze (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Kleingärten sind wichtige Oasen in unse-

rer Stadt. Sie kühlen unsere Kieze, wenn Berlin wegen 

des Klimawandels immer heißer wird. Sie sind ein Ort, an 

dem Familien zusammenkommen, um gemeinsam zu 

gärtnern, gemeinsam zu grillen oder gemeinsam eine 

Auszeit vom oft stressigen Alltag zu nehmen. Hier trifft 

Gartenzwerg auf Großstadtdschungel. Kurz: Kleingärten 

sichern Lebensqualität im Alltag vieler Menschen, und 

sie gehören unverzichtbar zu Berlin. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Genau deshalb ist es richtig, dass wir heute über ihren 

Schutz sprechen. Denn für uns Grüne ist klar: Kleingärten 

müssen möglichst dauerhaft gesichert und klimaresilient 

weiterentwickelt werden. In diesem Sinne unterstützen 

wir ausdrücklich die Zielrichtung des vorliegenden Ge-

setzes, und deshalb werden wir diesem Gesetz heute – 

wie auch zuvor schon in den Ausschüssen – zustimmen. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Aber, und das gehört für uns auch zur Ehrlichkeit dazu: 

Dieses Gesetz ist keine Vollkaskoversicherung, weil es 

eben leider nicht automatisch alle Kleingärten in der 

Stadt sichert. Daher ist es auch kein Freifahrtschein für 

Selbstzufriedenheit. Denn es gilt, wie wir eben schon 

gehört haben, nur für landeseigene Flächen, und selbst 

dort öffnet der Senat eine breite Tür an Ausnahmen und 

Ausnahmetatbeständen, die immer noch das Aus für 

Kleingärten bedeuten können – insbesondere, wenn es 

um den Wohnungsbau geht. Genau hier beginnt dann 

auch die Bewährungsprobe für das vorliegende Gesetz. 

Denn dieses Gesetz schützt Kleingärten nur dann wirk-

sam, wenn Schwarz-Rot bereit dazu ist, insgesamt seine 

Politik zu ändern. 

 

Lassen Sie uns dafür noch einmal einen Blick nach 

Späthsfelde werfen, wo eines von 24 neuen Stadtquartie-

ren entstehen soll. Der Senat plant hier mindestens 

2 000 Wohnungen. Den bisherigen Planungen entspre-

chend würden durch die neuen Wohnungen über 

300 Kleingärten verloren gehen. Anfänglich waren es 

sogar 500. Das neue Gesetz ändert jetzt die Spielregeln 

für den Wohnungsbau in Späthsfelde und an anderen 

Stellen in der Stadt. Genau deswegen wird sich in 

Späthsfelde auch beweisen, wie viel Ihre Worte heute 

wirklich wert sind. Das geplante Stadtquartier wird der 

Lackmustest für das Kleingartenflächensicherungsgesetz 

werden. 

(Linda Vierecke) 
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[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Wir sagen deutlich: Hier wird es Umplanungen zugunsten 

der bestehenden Kleingärten geben müssen. Genauso, 

wie es der Bezirk Treptow-Köpenick schon seit Länge-

rem einfordert. Wir werden sehen, ob der Senat das auch 

so sieht oder ob die Kleingärten doch unter Betonmi-

schern begraben werden. Deshalb muss der Senat hier 

endlich Farbe bekennen und sagen, wie es mit den Klein-

gärten in Späthsfelde weitergehen soll. 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-

legen Dr. Altuğ? 

 

Julian Schwarze (GRÜNE): 

Ich würde gern erst einmal weiterreden. Nein, im Mo-

ment nicht. 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Bitte schön! 

 

Julian Schwarze (GRÜNE): 

Deshalb muss der Senat hier endlich Farbe bekennen und 

sagen, wie es mit den Kleingärten in Späthsfelde weiter-

gehen soll, und ob diese Koalition sich am Ende wirklich 

für den Erhalt der Kleingärten entscheidet oder ob sich 

am Ende doch die Bagger des „Bauen, bauen, bauen“-

Senats durchsetzen. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Beifall von Niklas Schrader (LINKE) 

und Tobias Schulze (LINKE)] 

Die Kollegin Vierecke hat eben gesagt, es ginge darum, 

das Mögliche machbar zu machen. Wir werden sehen, 

was hier am Ende wirklich gemacht wird, und das Gesetz 

und den Senat daran messen. Das gilt auch für weitere 

Orte in der Stadt. Schon bei der Verlängerung der A100 

von Neukölln nach Treptow wurden für das vermeintliche 

öffentliche Interesse einer Autobahn damals zahlreiche 

Kleingartenflächen plattgemacht. Auch in Zukunft sind 

viele weitere Anlagen bedroht. Es wurden bereits Bei-

spiele genannt, und die Liste lässt sich fortsetzen. All das 

sind keine hypothetischen Fälle, denn das sind viele 

Hunderte kleine oder auch große Kleingartenparzellen, 

die aktuell bedroht sind. In der Sitzung des Umweltaus-

schusses hat der Senat selbst Zahlen präsentiert, wonach 

wir in den letzten Jahrzehnten Tausende Kleingärten 

verloren haben. 

 

Deshalb bleibt die zentrale Frage an den Senat: Wie hilft 

dieses Gesetz konkret den tatsächlich bedrohten Anla-

gen? Wo werden dieses Gesetz und die Bauplanungen 

des Senats nebeneinandergelegt und transparente, nach-

vollziehbare Entscheidungen getroffen? Oder ist es am 

Ende wie immer? – Diese Koalition verspricht das Eine 

und tut das Gegenteil. Genauso, wie Sie mehr Radwege 

versprochen haben und dann sogar welche abbauen, wie 

Sie Klimaschutz versprechen und dann Holzkraftwerke 

bauen! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Bis heute liegt uns keine transparente Gesamtübersicht 

vor, wo der Senat bereits Ausnahmen und Umsiedlungen 

prüft oder wo bisherige Baupläne jetzt angepasst werden. 

Ehrlichkeit ist aber Voraussetzung für Vertrauen, und die 

Kleingärtnerinnen und Kleingärtner dieser Stadt haben 

ein Recht darauf zu wissen, woran sie sind. Denn Politik 

muss verlässlich sein. Leider ist dieser Senat dabei ein 

Ausfall. 

[Zuruf von der CDU: Lächerlich!] 

Wir haben als Fraktion mehrere Gutachten zur rechtli-

chen Ausgestaltung der Kleingartensicherung eingeholt. 

Die Bewertungen sind differenziert, und das verschwei-

gen wir auch nicht. Der zentrale Befund lautet aber: Eine 

rechtssichere Sicherung ist möglich, und der mit dem 

heute vorliegenden Gesetz eingeschlagene Weg kann 

funktionieren, wenn er konsequent gegangen wird. Genau 

daran werden wir den Senat messen. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Jetzt kommt das große Aber. Dieses Gesetz lässt rund 

20 Prozent der Berliner Kleingärten außen vor – 20 Pro-

zent. Das sind die Anlagen auf privaten Flächen. Für sie 

gibt es weiterhin keinen überzeugenden Sicherungsan-

satz, und das ist ein strukturelles Problem. Denn gerade in 

einer wachsenden Metropole können wir es uns nicht 

leisten, ein Fünftel der Anlagen politisch aus dem Blick 

zu verlieren. Deshalb ist unsere Erwartung hier auch klar: 

Der Senat muss zeitnah einen funktionierenden Weg für 

diese Flächen vorlegen. 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

Der wirksamste Schutz entsteht durch das Planungsrecht. 

Bebauungspläne sind und bleiben das schärfste Instru-

ment. Der Kleingartenentwicklungsplan sagt das aus-

drücklich. Auch die Fachwelt sagt das seit Jahren. Des-

halb erwarten wir hier vom Senat mehr Tempo und mehr 

Priorität bei der planungsrechtlichen Sicherung gerade 

auch für die privaten Flächen. Damit das endlich Fahrt 

aufnimmt, brauchen die Bezirke ausreichendes Personal, 

ausreichende Ressourcen und vor allen Dingen auch klare 

politische Rückendeckung. Hier geht es auch ums Geld. 

Wenn private Flächen für vorhandene Kleingartenanlagen 

gesichert werden sollen, müssen diese meist in Landesei-

gentum überführt werden. Sprich: Berlin muss auch Flä-

chen ankaufen, um sie langfristig zu schützen. Wenn der 

Senat den Schutz ernst meint, muss er hier liefern. 

[Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN  

und der LINKEN] 

(Julian Schwarze) 
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Übrigens: Auch ökologisch leisten Kleingärten weit mehr 

als nur Erholung. Sie sind wichtige Bausteine für die 

Klimaanpassung, Artenvielfalt und die Kühlung unserer 

aufgeheizten Stadt. Versickerungsfähige Böden, kleintei-

lige Vegetationsstrukturen und naturnahe Bewirtschaf-

tung tragen messbar dazu bei, Hitzeinseln zu reduzieren 

und Lebensräume für Insekten und Vögel zu sichern. 

Gerade in dichtbebauten Quartieren übernehmen Klein-

gärten Funktionen, die sehr wichtig und kaum zu ersetzen 

sind. Wer diese Flächen leichtfertig aufgibt, verschlech-

tert nicht nur die soziale, sondern auch die ökologische 

Resilienz Berlins. Deswegen müssen Schutz, ökologische 

Aufwertung und klimaresiliente Weiterentwicklung der 

Kleingartenanlagen verbindlicher Teil der Stadtentwick-

lungspolitik werden.  

 

Wir stimmen diesem Gesetz gleich zu, weil es ein Schritt 

in die richtige Richtung ist, weil es überfällig ist und weil 

Stillstand keine Option wäre,  

[Beifall von Dirk Stettner (CDU)] 

aber ebenso klar ist: Wie viel Ihr Versprechen wert ist, 

wird sich bald konkret zeigen. Im Sinne der Kleingärten 

hoffen wir sehr, dass der Senat das Gesetz und die 

dadurch entstehenden Hausaufgaben ernst nimmt und die 

Kleingärten wirklich schützt. – Vielen Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN – 

Beifall von Raed Saleh (SPD)] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Vielen Dank! – Für die CDU-Fraktion hat der Kollege 

Freymark das Wort. 

 

Danny Freymark (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Klein-

gärtnerinnen und Kleingärtner! Herzlich willkommen im 

Berliner Abgeordnetenhaus! Ich glaube, das ist ein be-

sonderer Tag. Wir schützen heute 56 000 Parzellen, über 

100 000 Menschen, Kleingärtnerinnen und Kleingärtner, 

und wenn wir die Kinder der Enkel dazuzählen, dann ist 

das so eine große Gruppe, dass wir 100 000 Menschen 

gerade eine große Freude machen. Deswegen herzlichen 

Glückwunsch und danke an die Parlamentarier, die das 

möglich machen! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Gemeinsam mit dem Senat – es war ja ein Senatsent-

wurf – sichert die Koalition, SPD und CDU, Parzellen 

auf öffentlichen Flächen. Das sind 2,6 Prozent des Lan-

des Berlin. Herr Gaebler – natürlich hat er gewisse 

Zwänge –, die 2,6 Prozent werden Ihnen nicht wehtun, 

sondern dieser Schutz, dieses Gesetz ist dafür da, diese 

56 000 Parzellen sicher zu erhalten.  

 

Ich finde es auch richtig, ein Dankeschön loszuwerden; 

der Koalitionspartner sieht es mir nach, ein paar wurden 

vergessen: Ute Bonde, dem Senatsteam, den Senatsver-

waltungen mit all ihren Mitarbeitern will ich noch einmal 

ganz explizit Danke sagen, dass das möglich gemacht 

wurde. Frau Bonde, geben Sie das herzliche Dankeschön 

bitte weiter! 

[Beifall bei der CDU – 

Beifall von Raed Saleh (SPD) 

und Linda Vierecke (SPD)] 

Ein spezieller Dank – sehen Sie es mir nach – geht an 

unseren Regierenden Bürgermeister. Er hat persönlich 

beim Tag des Gartens den Kleingärtnerinnen und Klein-

gärtnern Berlins zugesagt und zugesichert, dass wir die-

ses Gesetz machen werden. Er hat persönlich mit dafür 

gesorgt, dass es im Koalitionsvertrag steht, und wir ge-

meinsam setzen diesen Koalitionsvertrag um. Ein herzli-

ches Dankeschön für unseren Regierenden Bürgermeis-

ter, dass er immer hinter der Sicherung der Kleingärten 

stand und steht. 

[Beifall bei der CDU] 

Was wäre dieses Gesetz ohne das Engagement des Lan-

desverbands Berlin der Gartenfreunde e. V. gewesen? 

Herr Schoppa, Herr Fritz, Herr Ladzik, viele andere Mit-

streiterinnen und Mitstreiter, Sie haben nicht nur gute 

Argumente vorgetragen, Sie waren auch konstruktiv, sehr 

oft, finde ich, Sie haben mitgewirkt, Sie haben sich keiner 

Debatte entzogen, Sie waren beharrlich, und Sie waren 

erfolgreich. Dafür sage ich auch Ihnen ein herzliches 

Dankeschön noch einmal ganz explizit!  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD und der LINKEN] 

Sie haben sich weiterentwickelt. Sie haben Argumente 

aus der gesellschaftlichen Debatte, aus dem parlamentari-

schen Raum immer aufgenommen. Sie haben die Klein-

gartenanlagen geöffnet, Sie haben gesagt: Wir wollen 

Kooperationen mit Kitas und Schulen –, Sie entwickeln 

Konzepte für Kleingartenparks, die ökologische Weiter-

entwicklung findet statt, und Sie sind sogar bereit, weil 

die Nachfrage nach Flächen so immens ist, bei Neuver-

pachtung von Parzellen von den 400 Quadratmetern auf 

250 Quadratmeter runterzugehen, damit möglichst viele 

Menschen die Chance haben, eine Kleingartenparzelle 

anzumieten, zu pachten. Das ist etwas Besonderes. Vielen 

Dank auch dafür! 

 

Und Sie haben viele Freunde hier im Haus; ich habe 

einige schon genannt. Sprecher für dieses Thema war bei 

uns einmal Stefan Evers, der heutige Finanzsenator. Der 

hat Sie unterstützt. Sie haben die Fraktionsvorsitzenden 

Raed Saleh und Dirk Stettner, die beide persönlich si-

chergestellt haben, wenn die Debatte mal in die eine oder 

andere Richtung abdriften könnte und etwas aus fünf 

Paragrafen über 50 machen würde, dass wir dieses Gesetz 

hinbekommen. Auch dafür ein Riesendankeschön! 

(Julian Schwarze) 
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[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Ich will das sagen: Die Kollegin Linda Vierecke hat kei-

nen Hehl aus ihrem Kleingarten gemacht. Das ist auch 

gut, wenn es Abgeordnete gibt, die betroffen sind. Wir 

haben bei uns Niklas Graßelt, wir haben mit Lukas Krie-

ger jemanden im Deutschen Bundestag, der sich für die-

ses Thema stark gemacht hat. Sie von den Gartenfreun-

den waren nie alleine, Sie werden auch nie alleine sein. 

Sie haben uns, mindestens die Koalition, an Ihrer Seite. 

Das sage Ihnen noch einmal ganz klar. 

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Es war ein langer Weg. Die Gartenfreunde haben in der 

Anhörung von zehn Jahren gesprochen. Ich habe mir die 

alten Protokolle angeschaut. Direkt nach dem Mauerfall, 

nach der Wiedervereinigung war es sofort Thema, wie 

wir die Flächen sichern. 1994 haben SPD und CDU ge-

meinsam hier im Haus diskutiert, einen Kleingartenent-

wicklungsplan zu machen, der 2004 umgesetzt wurde, der 

jetzt bis 2030 fortgeschrieben ist und der in Kombination 

mit Bebauungsplänen in Bezirken wie Lichtenberg, wo 

Wilfried Nünthel, damals Stadtrat, so etwas möglich 

gemacht hat, schon eine gute Kombination war.  

 

Jetzt haben wir dafür das Dach, nämlich ein Landesge-

setz, das Sie wirklich auf einem besonderen Niveau 

schützt. Ich habe es gesagt: Es sind fünf Paragrafen. Das 

ist übersichtlich, klar und transparent. Die gesetzliche 

Selbstbindung ist hier für uns das Maßgebliche. Ja, der 

Parlamentsvorbehalt ab 0,5 Hektar ist ein Kompromiss, 

und der mag einigen immer noch weh tun, aber es ist de 

facto die Größe eines Fußballplatzes, wo Parzellen ohne 

Anhörung hier im Parlament aufgegeben werden könnten, 

aber immer mit der Garantie, dass es Ersatzflächen gibt. 

Das heißt, dass keine Parzelle mehr verloren geht. Wir 

werden sie zwingend ausgleichen. Ich sage es Ihnen aber 

auch gleich: Ich will gar keine Parzelle aufgeben, wenn 

es nicht zwingend notwendig ist. Deswegen wird, glaube 

ich, jede Parzellendiskussion auch hier im Parlament 

geführt. 

[Beifall bei der CDU – 

Beifall von Raed Saleh (SPD)] 

Ich will noch einmal kurz auf das, was Herr Schwarze 

gesagt hat, Bezug nehmen. Ich habe mir nach der Anhö-

rung letzte Woche selbst Gedanken gemacht, was dieses 

Gesetz bei mir auslöst: die Freude, die ich aus den Ge-

sprächen mit dem Landesverband der Gartenfreunde 

entnommen habe, bei vielen Bürgerinnen und Bürgern 

auch aus den Wahlkreisen, Freude, Demut, Dankbarkeit, 

aber auch eine Form von Sicherheit.  

 

Herr Schwarze! Sie haben den Eindruck vermittelt, dass 

wir gar nichts sichern. Wir hätten sogar versagt, haben 

Sie gesagt. Der Senat hätte versagt. Ich glaube, ehrlich 

gesagt, dass Sie da etwas auf dem Holzweg sind. Ich 

glaube sogar, Sie haben versagt. Ich sehe keinen Ände-

rungsantrag, und Sie wollen trotzdem zustimmen! Das ist 

ein gutes Gesetz, das wir für die Menschen machen. Sie 

haben keinen einzigen Verbesserungsvorschlag, sagen 

aber „wir stimmen zu“, finden es aber eigentlich falsch.  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Was ist denn das für eine Politik? Das ist doch keine 

Politik. Und was war im Ausschuss? – Im Ausschuss 

wollten Sie ja noch vertagen. Sie wollten noch verzögern, 

um – hören Sie zu – vielleicht Änderungsanträge zu stel-

len. Wie viele Änderungsanträge liegen denn jetzt vor? – 

Gar kein Änderungsantrag liegt vor.  

 

Dr. Taschner sagte: Freuen Sie sich doch, wenn Sie gegen 

Ende der Legislaturperiode noch einen Erfolg feiern 

können. – Damit hat er begründet, dass wir eine Verzöge-

rung vollziehen sollen. Nein! Ich glaube, dass Sie zwar 

zustimmen, aber im Grunde Ihrer Linie treu geblieben 

sind. In sechseinhalb Jahren haben Sie an diesem Gesetz 

nicht gearbeitet. Sie haben keines auf den Weg gebracht. 

Mich enttäuscht das auch. Aber Herr Schwarze, das i-

Tüpfelchen war Ihre Rede. Deswegen ist es gut, dass es 

CDU und SPD machen. Heute stehen viele Abgeordnete 

dieses Hauses ganz besonders an der Seite der Berliner 

Kleingärtnerinnen und Kleingärtner. Darauf dürfen wir 

stolz sein. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Vielen Dank, Herr Kollege! – Dann hat der Kollege 

Schwarze die Gelegenheit zu einer Zwischenbemerkung. 

[Heiko Melzer (CDU): Jetzt kommt  

die Entschuldigung! – 

Werner Graf (GRÜNE): Ganz schön nervös! – 

Zuruf von der CDU: Nein, gelangweilt!] 

 

Julian Schwarze (GRÜNE): 

Herr Freymark! Bleiben Sie doch bei den Fakten. Im 

Ausschuss haben wir nicht die Vertagung beantragt, um 

zu verzögern. Die Diskussion, die auch die Linksfraktion 

mit geführt hat, war orientiert an dem sonstigen normalen 

Umgang mit einer Anhörung in Ausschüssen, nämlich 

sich das Wortprotokoll ansehen und auswerten zu kön-

nen. Unsere Fraktion hat zu keinem Zeitpunkt, anders als 

Sie das hier behaupten, Änderungsanträge angekündigt.  

 

Wir haben gesagt – und das habe ich heute auch in der 

Rede zu Recht betont –, es gibt hier Ausnahmen, die Sie 

da hineingeschrieben haben. Sie sagen kein Wort in Ihren 

Ausführungen zu Späthsfelde. Dann bekennen Sie doch 

mal Farbe. Verlangen Sie jetzt vom Senat, die Woh-

nungspläne zu ändern? Oder ist Ihnen das egal? Ist das 

dann die Ausnahme? Werden Sie hier zustimmen? Oder 

(Danny Freymark) 
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verlangen Sie und stehen Sie hier als Fraktion und als 

Koalition dafür, dass die Kleingärten in Späthsfelde gesi-

chert werden? Ja oder nein? Kein Wort von Ihnen dazu 

ist erfolgt.  

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

Ich verstehe auch nicht, wo Ihr Problem ist. Freuen Sie 

sich doch, dass wir zustimmen, weil das doch bezeugt, 

was Sie selbst gesagt haben. Das Thema hat eine breite 

Unterstützung in diesem Parlament. Ich weiß gar nicht, 

warum Sie da jetzt in so ein Gegeneinander gehen. Wir 

haben Sie dafür gelobt. Wahrscheinlich können Sie damit 

nicht umgehen.  

[Beifall von Dr. Bahar Haghanipour (GRÜNE) – 

Zuruf von Dirk Stettner (CDU)] 

Das tut mir leid. Wir werden aber trotzdem sagen, dass 

der Anlass und die Ursache, Kleingärten zu schützen, 

richtig sind. Das können Sie jetzt doof finden, weil Sie 

damit nicht alleine stehen. Das werden wir aber trotzdem 

tun.  

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

In diesem Sinne kann ich noch mal betonen, was ich 

vorhin gesagt habe. Wir haben in den Beratungen gesagt, 

wir stimmen dem Gesetz zu. Wir haben aber auch in den 

Beratungen, das habe ich auch hier getan, darauf hinge-

wiesen, dass der Weg noch nicht vorbei ist. Das hat Ihre 

Kollegin aus der Koalition, Frau Vierecke, auch gesagt, 

und zwar zu Recht. Es gibt auch noch private Flächen. 

Auch dort, ich habe es angeführt, gibt es einiges an Weg-

strecke zu gehen, denn das ist ein Fünftel der Flächen. 

Das ist nicht nur ein kleiner Sportplatz, wie Sie es gesagt 

haben, an Ausnahmen. Das sind 20 Prozent, die fehlen. 

Wir werden der Sache nicht gerecht, wenn wir das hier 

heute nicht mit ansprechen, obwohl es ein großer und 

wichtiger Schritt ist, dieses Gesetz zu verabschieden, in 

der Hoffnung, dass sich der Senat bei den Flächen, die 

ihm sowieso schon gehören, auch am Ende an das Gesetz 

hält, das er sich selbst jetzt gibt, was wir unterstützen. Im 

Sinne der Kleingärtnerinnen und Kleingärtner sollten wir 

uns darauf fokussieren und nicht auf Scheingefechte. – 

Vielen Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN – 

Torsten Schneider (SPD): Das ist ja total spannend!] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Für die Erwiderung hat der Kollege Freymark das Wort.  

 

Danny Freymark (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Vielen Dank, Herr 

Schwarze! Ich kann Ihnen sicher sagen, mit Lob kann ich 

gut umgehen. Ich habe aber keines vernommen bei Ihnen, 

sondern ich habe mir die Ausschussdebatte angeschaut. 

Ich habe mir Ihren Redebeitrag hier genau angehört. Ich 

hatte keine vorgefertigte Rede, die ich Ihnen verlesen 

habe, sondern ich habe genau zugehört. Und ich habe 

vernommen, Sie stimmen für ein Gesetz, weil Sie selber 

keines hinbekommen haben. Das kann man  selbstkritisch 

sagen;  

[Zuruf von Vasili Franco (GRÜNE)] 

das ist ein bisschen ausgeblieben. Sie stimmen für ein 

Gesetz, das Sie eigentlich falsch finden, weil es ja von 

diesem Senat kommt, den Sie pauschal für unfähig und 

unqualifiziert halten; wir werden auch bald abgewählt 

und so weiter. Ich sage Ihnen, diese Stadt kann froh sein, 

dass Sie nicht in der Verantwortung sind. Sie haben es 

doch sechseinhalb Jahre nicht gemacht. 

[Beifall bei der CDU – 

Beifall von Dr. Turgut Altuğ (SPD)] 

Sie können sich jetzt hinstellen und sagen: Oh, wir sind 

diejenigen, die es so gut gemacht hätten. Sie haben es 

nicht gemacht. Ich sage es Ihnen noch einmal, ob Sie es 

hören wollen oder nicht, das i-Tüpfelchen ist doch, dass 

Sie keinen Änderungsantrag haben. Sie wollen Späthsfel-

de schützen? Womit denn? Was ist denn Ihr konkreter 

Beitrag? Vermischen Sie doch nicht immer öffentliche 

und private Flächen. Ich weiß, Sie wollen, dass alles 

öffentlich ist. Privates darf es am besten gar nicht mehr 

geben.  

[Zuruf von Katrin Schmidberger (GRÜNE)] 

Aber in Späthsfelde sind 80 Prozent Privatflächen, 

20 Prozent öffentlich. Natürlich ist dieses Gesetz dafür 

da, dass wir strukturell keine Kleingartenparzellen mehr 

aufgeben. Aber dass Sie Späthsfelde nutzen wollen, um 

ein Gesetz de facto zu verhindern oder schlecht zu reden, 

dafür hat in dieser Stadt keiner mehr Verständnis. Und 

wir haben es auch nicht.  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD – 

Zuruf von Julian Schwarze (GRÜNE)] 

Herr Schwarze! 35 Jahre hatte diese Stadt die Chance und 

die Zeit, ein Gesetz auf den Weg zu bringen. Sie machen 

es sich so leicht und sagen im Ausschuss über Dr. Tasch-

ner: Na ja, wir brauchen jetzt noch ein paar Wochen, wir 

wollen vielleicht die Anhörung noch mal auswerten. Das 

Wortprotokoll liegt nicht vor. Seit fünf Tagen gibt es 

einen Onlinelink bei YouTube. Soll ich Ihnen den mal 

rüberschicken, damit Sie wissen, was Sie gesagt haben, 

Herr Dr. Taschner, oder was?  

[Beifall bei der CDU – 

Beifall von Ülker Radziwill (SPD)] 

Es ist doch an Peinlichkeit nicht mehr zu überbieten.  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall der SPD] 

Es ist an Tragik nicht zu überbieten, dass Sie die Debatte 

um Kleingartensicherung nutzen wollen, um diese Koali-

(Julian Schwarze) 
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tion, diesen Senat, der gehandelt hat, schlechtzureden. Es 

ist peinlich. Setzen 6! – Danke.  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall der SPD] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Für die Linksfraktion hat jetzt der Kollege Dr. Efler das 

Wort. 

 

Dr. Michael Efler (LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Kleingärtnerinnen und Kleingärtner! 

Lieber Herr Freymark! Und auch liebe Frau Vierecke! 

Ich verstehe total, dass Sie sich hier heute abfeiern. In 

dieser Koalition haben Sie auch relativ wenig zu feiern.  

[Beifall bei der LINKEN] 

Was ich aber wirklich schon fragwürdig finde, ist, dass 

Sie beide in Ihren Wortbeiträgen kein einziges Wort zu 

den vorliegenden Änderungsanträgen meiner Fraktion 

gesagt haben, die heute auf dem Tisch liegen und die 

abgestimmt werden. In zehn Minuten Redezeit hätte ich 

das eigentlich von Ihnen erwartet. Das ist schon ein biss-

chen schwach. Das tut mir leid. 

[Sven Rissmann (CDU): Dann können wir jetzt 

ja aufhören!] 

Ich will aber auch ganz klar sagen, dass auch für uns 

heute ein guter Tag ist. Nach einer Dekade von Diskussi-

onen beschließt das Parlament heute das erste Landes-

kleingartengesetz. Um es gleich vorwegzunehmen, auch 

die Linksfraktion wird dem Gesetzentwurf der Koalition 

zustimmen. Er ist ein Schritt in die richtige Richtung, der 

aber eine Menge Schwächen hat – dazu komme ich auch 

noch – und dem weitere Schritte folgen müssen.  

[Zuruf] 

Wir haben uns schon seit vielen Jahren, das wissen Sie 

auch ganz genau, für den besseren Schutz von Kleingar-

tenflächen ausgesprochen. Liebend gerne hätten wir auch 

in der letzten Wahlperiode ein Gesetz beschlossen. Liebe 

Frau Vierecke, dass dies nicht gelang, lag nicht daran, 

wie Sie es vorhin dargestellt haben. Ich glaube, der 

Grund, warum es nicht gelang, der sitzt heute in Ihrer 

Parlamentsfraktion, um es mal deutlich zu sagen. 

[Beifall bei der LINKEN] 

Aber das ist vielleicht jetzt auch nicht mehr so wichtig, 

und ich will die etwas längere Redezeit auch mal nutzen, 

um ein wenig in die Geschichte des Kleingartenwesens 

abzutauchen. Das ist auch durchaus eng verbunden mit 

der Geschichte der Arbeiterbewegung. Anscheinend 

finden wir beide das auch spannend. Kleingärten sind in 

der Tat ein Kind der Industrialisierung. Viele Arbeiterin-

nen und Arbeiter lebten damals in engen Mietkasernen 

unter Mangelernährung und Armut. Um diese Not zu 

lindern, wurden sogenannte Arbeiter- und Armengärten 

angelegt, die später dann Schrebergärten hießen, benannt 

nach dem Leipziger Arzt Moritz Schreber.  

 

Auch während der Weltkriege und in den Nachkriegsjah-

ren dienten Kleingärten sehr stark der Ernährungssiche-

rung. Bis hin zur Tierhaltung war das eine extrem wichti-

ge Funktion. Auch sehr interessant: Nach dem Zweiten 

Weltkrieg, als ein Drittel aller Berliner Wohnungen zer-

stört oder beschädigt war, haben Kleingärten eine wichti-

ge Rolle bei der Bekämpfung der Wohnungsnot gespielt. 

Es war zwar nicht legal, aber es wurde geduldet. Warum 

sage ich das? – Kleingärten haben also immer eine wich-

tige soziale, teilweise eine existenzielle Rolle für die 

Berlinerinnen und Berliner erfüllt. Das gilt auch heute 

noch. Es tut einfach gut, in dieser stressigen und wach-

senden Stadt mal herunterkommen zu können. Aber es 

geht nicht ums Wohlbefinden; es geht auch um die Ge-

sundheit. Der Aufenthalt in einer lärmreduzierten grünen 

Umgebung fördert erwiesenermaßen die Gesundheit. Das 

hilft vor allem ärmeren Menschen, denn diese haben 

meistens weniger Zugang zu Grünflächen und leben eher 

an lauten Hauptverkehrsstraßen. Das ist für uns einer der 

Hauptgründe, warum uns der Schutz von Kleingärten so 

wichtig ist.  

[Beifall bei der LINKEN] 

Womöglich bekommen Kleingärten aufgrund der Klima-

krise in Zukunft auch wieder eine existentielle Bedeu-

tung. Nun aber zurück zum Gesetz! Ja, es ist ein Fort-

schritt, aber es ist nicht alles Gold, was glänzt. Die Aus-

nahmeregelungen sind ziemlich interpretationsoffen. Wir 

konnten bei den Ausschussberatungen nicht zweifelsfrei 

klären, ob zum Beispiel Späthsfelde jetzt wirklich ge-

schützt wird oder nicht; hundertprozentig sicher konnten 

Sie das nicht sagen. Es reicht ein einfaches öffentliches 

Interesse an einer anderen Nutzung aus, um Kleingarten-

flächen eben doch zu bebauen. Diese andere Nutzung 

wird unter anderem als Versorgung breiter Schichten der 

Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum definiert, und 

für Herrn Gaebler dient ja alles Mögliche der Schaffung 

bezahlbaren Wohnraums;  

[Torsten Schneider (SPD): Sie 

 wollen gar keine Wohnungen!] 

ob es nun einige Sozialwohnungen in ansonsten sündhaft 

teuren Wolkenkratzern sind oder auch der Bau von Ei-

gentumswohnungen.  

 

Genau deswegen haben wir noch mal Änderungsanträge 

gestellt. Wir wollen aus dem „öffentlichen Interesse“ ein 

„überragendes öffentliches Interesse“ machen. Das gibt 

es in einer Reihe von Gesetzen in mehreren Rechtsgebie-

ten, zum Beispiel im Energierecht oder im Eisenbahn-

recht, und es ist absolut üblich. Damit legen wir die 

Messlatte für einen Eingriff höher. Wenn Ihnen, liebe 

Koalition, die Kleingärten wirklich so wichtig sind, dann 

können Sie dem Änderungsantrag bedenkenlos zustim-

men!  

(Danny Freymark) 
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[Beifall bei der LINKEN] 

Dann schlagen wir vor, nicht einfach nur von der Schaf-

fung bezahlbaren Wohnraums zu sprechen, sondern ganz 

konkret von mietpreis- und belegungsgebundenem 

Wohnraum, wie wir es bei der kooperativen Baulandent-

wicklung kennen. Nur dann ist gewährleistet, dass das 

Antasten von Kleingartenflächen wirklich der sozialen 

Wohnraumversorgung dient. 

 

Wir wollen dann auch noch den bisherigen Kleingarten-

entwicklungsplan zu einem Stadtentwicklungsplan 

Kleingärten aufwerten. Auch dadurch schaffen wir mehr 

Verbindlichkeit in der Planung. Auch das ist juristisch 

völlig unbedenklich, und auch hier können Sie gerne 

zustimmen.  

[Beifall bei der LINKEN] 

Was weiterhin eine offene Flanke bleibt – auch das ist 

schon angesprochen worden –, ist der Schutz der privaten 

Kleingartenflächen; 20 Prozent immerhin. Sie führen 

dafür vor allem juristische Gründe an, aber erstaunli-

cherweise sind wir uns ja doch relativ einig: Der Weg, 

um auch die privaten Kleingartenflächen zu sichern, geht 

über die planerische Sicherung. Das ist das, was wir im-

mer als den richtigen Weg gesehen haben. Dafür wollen 

wir die Instrumente der Bauleitplanung nutzen. Wir wol-

len den Flächennutzungsplan ändern und Bebauungspläne 

ändern oder aufstellen. Das ist genau der Weg, über den 

die Stadt Frankfurt 93 Prozent ihrer Kleingartenflächen 

gesichert hat. Das wird eine große Aufgabe in den nächs-

ten Jahren, aber wenn wir wirklich einen umfassenden 

Schutz von Kleingärten wollen, dann müssen wir diesen 

Weg voranschreiten. Die Linke wird an diesem Thema 

jedenfalls konsequent dranbleiben und das auch von 

Ihnen einfordern.  

[Beifall bei der LINKEN] 

Ich will noch einen Punkt, der über das Gesetz hinaus-

geht, ansprechen. Ein Problem für unsere Stadtentwick-

lungspolitik nicht nur bei Kleingärten ist doch, dass viele 

Flächen nicht mehr dem Land Berlin gehören. Das ist 

auch das Ergebnis einer jahrzehntelang verfehlten Grund-

stücks- und Bodenpolitik. Unter Rot-Rot-Grün haben wir 

zumindest angefangen, daran etwas zu ändern. Auch 

diese Koalition – um Sie jetzt noch mal zu loben – 

scheint das Problem erkannt zu haben, denn im Gesetz-

entwurf findet sich ein Veräußerungsverbot für Kleingar-

tenflächen. Das unterstützen wir voll und ganz, aber es 

muss perspektivisch ja andersherum gehen; Herr Schwar-

ze hat das auch schon angesprochen. Das heißt, wir müs-

sen den öffentlichen Bestand an Boden nicht nur halten, 

sondern ihn vermehren, unter demokratische Kontrolle 

stellen und kooperativ und gemeinwohlorientiert entwi-

ckeln. Das ist für uns eine wirkliche Bodenpolitik, die 

eine Schlüsselrolle spielen kann für eine nachhaltige und 

soziale Stadtentwicklung – eines der ganz großen The-

men, glaube ich, für die nächste Legislaturperiode.  

 

Jetzt haben wir es aber fast geschafft! Wir werden gleich 

wahrscheinlich noch eine nölige Rede von Herrn Laatsch 

von der AfD hören, das werden wir wohl auch überleben, 

und dann kann abgestimmt werden, und ja, auch ein we-

nig gefeiert. Auch wir freuen uns, das will ich noch mal 

sagen, darüber, dass heute eine gesetzliche Sicherung 

zumindest der landeseigenen Kleingartenflächen erfolgt. 

Ich freue mich für die Kleingärtnerinnen und Kleingärt-

ner, dass sie jetzt hier über mehr Sicherheit verfügen. Ich 

bedanke mich auch beim Landesverband der Garten-

freunde, dass sie das hier mit auf den Weg gebracht ha-

ben. Seien Sie gewiss: Für die weiteren Schritte, die die-

sem Gesetz in den nächsten Jahren noch folgen müssen, 

haben Sie die Linke an Ihrer Seite! – Vielen Dank!  

[Beifall bei der LINKEN – 

Beifall von Mirjam Golm (SPD) 

und Oda Hassepaß (GRÜNE)] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Vielen Dank, Herr Kollege! – Dann hat für eine Zwi-

schenbemerkung der Kollege Dr. Altuğ das Wort. 

[Zurufe von den GRÜNEN und der LINKEN: Oh! – 

Zuruf von der LINKEN: Oh Gott!] 

 

Dr. Turgut Altuğ (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Vielen Dank an die Koalitionsfraktionen, an die 

beteiligten Senatsverwaltungen und nicht zuletzt an die 

Kleingärtnerinnen und Kleingärtner für das einmalige 

Gesetz zur Sicherung der Kleingärten! Seit meinem Ein-

zug in dieses Parlament setze ich mich konsequent für die 

rechtlich einwandfreie Sicherung der Berliner Kleingär-

ten ein, und anders als andere bin ich dabei bei meiner 

Position geblieben. Meine Forderungen waren und sind 

klar: rechtliche Verlässlichkeit und Einbindung in die 

Kieze.  

[Anne Helm (LINKE): Das ist doch  

keine Zwischenintervention! – 

Katina Schubert (LINKE): Wo bleibt  

der Bezug auf Herrn Eflers Rede? – 

Zuruf von links: Das ist einfach eine zweite Rede!] 

Beim Wie war ich stets offen, nur rechtssicher muss es 

sein. Also – – 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Herr Kollege! Die Zwischenbemerkung müsste sich in 

der Tat auf den Beitrag des Kollegen Dr. Efler beziehen! 

 

Dr. Turgut Altuğ (SPD): 

Ja, dazu komm ich gerade, Frau Präsidentin!  

[Lachen bei der AfD] 

(Dr. Michael Efler) 
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Der Kollege von der Linken, Herr Dr. Efler, hat das vor-

hin angesprochen, und Späthsfelde wurde von dem Kol-

legen von den Grünen angesprochen. Die Planungen für 

Späthsfelde, Sie wissen das, gibt es seit über 25 Jahren, 

und Sie waren auch mit dabei in der Regierung, sechsein-

halb Jahre. Da haben Sie auch nichts dazu gesagt, wenn 

es um Kleingartensicherung geht, auch in Späthsfelde. 

Das sollten Sie sich bitte auch selbstkritisch anmerken 

lassen. Das haben Sie nicht getan.  

[Beifall bei der SPD – 

Beifall von Danny Freymark (CDU) 

und Dr. Timur Husein (CDU)] 

Herr Kollege von den Linken, Herr Dr. Efler, Sie reden 

von einem Änderungsantrag. Sie haben einen Geset-

zesentwurf vorgelegt,  

[Zurufe von Anne Helm (LINKE) und 

Tobias Schulze (LINKE): Beides!] 

der gegen das Grundgesetz verstößt, das bestätigt ein 

Rechtsgutachten. Sie sagen, dass wir hier nur 80 Prozent 

absichern würden und das zu wenig sei und so weiter. 

Sagen Sie, was haben Ihre Senatorinnen und Senatoren, 

die für Stadtentwicklung zuständig waren – sechseinhalb 

Jahre! –, bitte schön für die Kleingärtnerinnen und Klein-

gärtner getan? – Nichts! Sie waren davor zehn Jahre in 

der Regierungsverantwortung, 2001 bis 2011. Da haben 

Sie auch kaum etwas für die Kleingärtnerinnen und 

Kleingärtner getan. Jetzt tun Sie so, als ob diese Koalition 

nichts erreicht hätte und als ob das eine Kleinigkeit wäre. 

Das ist es nicht! Diese Koalition schützt 80 Prozent der 

Kleingärtnerinnen und Kleingärtner und vergisst auch 

nicht, dass man die restlichen 20 Prozent schützen möch-

te. – Danke schön! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Vielen Dank, Herr Kollege! – Dann hat zur Erwiderung 

der Kollege Dr. Efler das Wort.  

 

Dr. Michael Efler (LINKE): 

Herr Dr. Altuğ! Es ist ja immer dieselbe alte Leier bei 

Ihnen, wer früher regiert hat und wer früher in der Regie-

rungsverantwortung war und so weiter. Ich kann mich 

sehr gut an die Debatten erinnern, die wir unter Rot-Rot-

Grün hatten, auch zu Kleingartengesetzentwürfen, und 

wer dann daran beteiligt war und wer bestimmte Sachen 

verhindert hat und auf die lange Bank geschoben hat. Ich 

glaube aber, das ist am heutigen Tag nicht wirklich rele-

vant.  

 

Wir müssen heute wirklich sehen – und das habe ich auch 

deutlich gesagt –, dass dieser Gesetzentwurf ein Schritt in 

die richtige Richtung ist. Deswegen werden wir ihm 

zustimmen. Wir können aber auch nicht so tun, als wären 

damit alle Probleme gelöst. Das ist einfach nicht ehrlich, 

das ist einfach nicht redlich. Wir werden in der Praxis 

Probleme erleben. Und dann, glaube ich, befürchte ich, 

werden diese Ausnahmeregelungen, die Sie hier heute 

mit Ihrer Mehrheit beschließen werden, hart getestet 

werden. Wenn wir nicht in der Zukunft auch Flächen 

zurückkaufen und wenn wir nicht B-Pläne beschließen, 

dann werden wir eben bei den privaten Kleingärten kei-

nen großen Fortschritt erzielen. Das war im Wesentlichen 

das, was ich gesagt habe, und vielleicht können wir uns 

darauf verständigen. Heute ist trotzdem ein guter Tag, 

und ich freue mich trotzdem für die Kleingärtnerinnen 

und Kleingärtner! 

[Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN – 

Anne Helm (LINKE): Das war aber sehr nett von dir!] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Vielen Dank, Herr Kollege! – Dann hat für die AfD-Frak-

tion zunächst der Abgeordnete Laatsch das Wort. 

 

Harald Laatsch (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Und vor 

allen Dingen, liebe Kleingärtner hier im Haus! Wir haben 

jetzt – –   

[Torsten Schneider (SPD):  

Jetzt stimmen Sie auch noch zu!] 

– Haben Sie was zu sagen? Drücken Sie auf das Knöpf-

chen, dann antworte ich! – Wir haben jetzt viel gehört 

hier in diesem Haus über alle möglichen Dinge, zum 

Beispiel wie schön das Kleingärtnern ist, wie lieb Herr 

Freymark alle seine Parteikollegen hat und so weiter.  

[Danny Freymark (CDU): Das stimmt! – 

Heiterkeit bei der CDU] 

Was wir nicht gehört haben – kein Wort darüber gehört 

haben! –, ist, was der Pferdefuß in diesem Gesetz ist. 

Denn wir reden heute nicht über das Anzüchten von 

Pflanzen, wir reden heute über das Problem, das Ihr Ge-

setz hier auf den Tag bringt.  

[Beifall bei der AfD] 

Man sollte meinen, dass der Schutz der Kleingärten je-

dem Berliner und damit auch jedem verantwortungsvol-

len Politiker ein Anliegen ist. Nach dem, was die Koaliti-

on in einer dreijährigen Brutphase hier vorgelegt hat, ist 

das offensichtlich nicht so. Es ist für jedermann erkenn-

bar, dass die Koalition im Wahljahr ein Placebogesetz 

zum Stimmenfang vorlegt. Die Wahrheit ist, Sie schützen 

die Kleingärten nicht, Sie sehen die Kleingärten als Ver-

fügungsmasse.  

 

Bemerkenswert ist, dass Sie Ihr eigenes Gesetz auf der 

Zielgeraden noch einmal ändern. Warum eigentlich? 

Noch vor Kurzem haben Sie uns vorgeschwärmt – das ist, 

glaube ich, keine zwei Wochen oder so her –, wie grandi-

os dieser Dreizeiler doch geworden ist. Und jetzt sehen 

(Dr. Turgut Altuğ) 
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Sie bereits Änderungsbedarf. Wie kommt das, Herr 

Freymark? Was ist Ihr Problem hier? – Schauen wir uns 

Ihren Änderungsantrag an. Was fällt auf? – Sie wickeln 

Ihr Vorhaben in moralisierend aufgeladene, aber völlig 

unbestimmte Begriffe, so wie es hier heute Morgen auch 

am Pult zu bewundern war. Unbestimmte Begriffe gehö-

ren nicht in ein Gesetz, weil unbestimmte Begriffe Will-

kür Tür und Tor öffnen. Genau das wollen Sie so!  

[Beifall bei der AfD] 

Sie wollen willkürlich über Wohl und Weh der Kleingär-

ten verfügen können, und deshalb schmieren Sie noch ein 

bisschen Moralschmalz über Ihr Gesetz, um die wahren 

Pläne zu verdunkeln.  

 

Genug der Theorie, kommen wir zur Praxis. Folgende 

Begründung für die Vernichtung von Kleingärten haben 

Sie eingefügt. Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin: 

„Als öffentliches Interesse an anderen Nutzungen 

[…] gilt die Versorgung breiter Schichten der Be-

völkerung mit bezahlbarem Wohnraum und sozia-

ler Infrastruktur. Hierzu zählt auch, an diesen Flä-

chen gelegene Infrastruktur, die den Angelegen-

heiten der örtlichen Gemeinschaft dient.“  

Was sind breite Schichten? Sind das Milliardärsvillen 

oder Asylunterkünfte? Was ist bezahlbarer Wohnraum, 

5 Euro oder 20 Euro? Mit bezahlbarem Wohnraum könn-

ten Sie alles in dieser Stadt plattmachen, jeden Park, jedes 

Bürogebäude, denn wer wollte sich in dieser Stadt gegen 

bezahlbaren Wohnraum stellen?  

[Beifall bei der AfD] 

Und das, ohne dass dieser Begriff je in eine Zahl gegos-

sen wäre. Niemand weiß: Was ist eigentlich bezahlbarer 

Wohnraum? Wie beziffert der sich eigentlich? Da höre 

ich doch schon das Moralgeheul der Linken und der Grü-

nen, die sich als Retter gerieren, obwohl sie das bezahlba-

re Berlin unter Rot-Grün-Rot zwischen 2016 und 

2021vernichtet haben.  

 

Was die Angelegenheiten örtlicher Gemeinschaften – –  

Solche Gummiparagrafen sind Kennzeichen totalitärer 

Gesetzgebung, die sich für jede kleine oder große 

Schweinerei ein Hintertürchen ins Gesetz schreibt. Für 

mich ist das Blendwerk, moralisierend.  

 

Wir haben von Frau Vierecke ihre Liebhaberei gehört, 

und sie hat behauptet, Sie schützen jetzt Kleingärten. Sie 

haben aber nicht gesagt, wie Sie das machen – aufgelade-

ner Schmuckraum für ein Placebogesetz, und am Ende ist 

der Kleingarten planiert, aus welchem Grund auch im-

mer! 

 

Nein, dieses Spiel spielen wir nicht mit. Wer Kleingärten 

schützen will, hat dazu die Lösung, dem Antrag der AfD 

zuzustimmen, der seit 2021 vorliegt  

[Beifall bei der AfD] 

und 2022 erneuert wurde, den die Medien seit 2021 – 

Morgenpost, Tagesspiegel, rbb, alle drei – komplett ver-

schwiegen haben. Dafür gibt es Gründe, denn er ist 

durchgreifend: nix mit Ausrede, nix mit Pferdefuß. Denn 

dann bekommen Sie keinen Verfassungskonflikt, keine 

Hintertüren, keine Parlamentsbefassung, die am Ende die 

Regierungsmehrheit planiert, keine Ausnahmen, keinen 

Scheinschutz, kein Placebo, kein Täuschen der Berliner 

Kleingärtner, nur um Stimmen im Wahljahr abzugreifen! 

 

Dafür haben Sie drei Jahre gebraucht. Sie wussten ja, 

dass 2026 gewählt wird. Deshalb bleibt für den Schutz 

der Berliner Kleingärten nur eine Lösung: Stimmen Sie 

dem Antrag der AfD zu, und jetzt erklärt Ihnen mein 

Kollege Alexander Bertram, warum das schön und wich-

tig ist. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der AfD] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Für die AfD-Fraktion hat als zweiter Redner der Abge-

ordnete Bertram das Wort. – Bitte schön! 

 

Alexander Bertram (AfD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Sehr geehrte Kollegen! 

Wir haben es jetzt gerade schon ein paar Mal gehört. Die 

Kleingärten in Berlin sind ein echtes Juwel unserer Stadt, 

und man kann den Wert unserer Kleingärten gar nicht 

hoch genug einschätzen. Daher ist jede Anlage, die in den 

zurückliegenden Jahrzehnten, muss man wirklich sagen, 

der verfehlten Stadtentwicklungspolitik des Senats zum 

Opfer gefallen ist, auch eine echte Schande für unsere 

Stadt.  

[Beifall bei der AfD] 

Frau Kollegin Vierecke! Sie haben die Kleingärten er-

wähnt, die in den zurückliegenden Jahrzehnten weggefal-

len sind, und ich muss Ihnen sagen: Ihre Partei, die SPD, 

hat in diesen Jahrzehnte die Verantwortung in dieser 

Stadt gehabt und ist mitschuldig daran, dass diese Klein-

gärten weggekommen sind.  

[Beifall bei der AfD] 

Bei einer Sache kann man sich sicher sein, egal ob in den 

Bezirksämtern oder im Senat: Wenn irgendwo Kleingär-

ten verschwinden, hat die SPD ihre Finger mit im Spiel. 

Die Kleingärten sind dabei nicht nur ein zentraler Bau-

stein unserer Stadtnatur, sondern haben auch eine enorme 

soziale Komponente, sind Teil der Selbstversorgung der 

Bürger unserer Stadt und ein echtes deutsches und Berli-

ner Kulturgut.  

 

All diese Aspekte muss man betrachten, und daher wäre 

es auch falsch, eine verengte Debatte einzig und allein 

über Biodiversität und Planungsrecht zu führen. Gerade 

bei diesem für unsere Stadt so zentralen Identifikations-

punkt muss man diese Debatte auch deutlich weiter fas-

(Harald Laatsch) 
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sen, denn für viele Familien, für viele Kleingärtner, ist 

die eigene Parzelle eben eine hochemotionale Sache. Es 

ist ganz sicher keine Bagatelle, über die man spricht, 

wenn eine Kleingartenanlage einem Gewerbegebiet oder 

einem Wohngebiet weichen muss. Darum ist es unab-

dingbar, dass wir unsere Kleingärten umfassend und 

dauerhaft schützen. Da darf es auch keine Kompromisse 

geben.  

[Beifall bei der AfD] 

Ich muss Ihnen auch sagen: Ich habe mich wirklich ge-

freut, als der Senat damals, einige Jahre nach unserem 

eigenen Entwurf, angekündigt hat, dass jetzt eine Vorla-

ge, ein Gesetzesentwurf kommt. Denn ein Gesetz zum 

Schutz unserer Kleingärten, das ist absolut richtig, ist 

längst überfällig.  

 

Allerdings gibt es bei Ihrem Gesetzesentwurf ein ganz 

zentrales Problem, und da schließe ich mich dem Kolle-

gen Laatsch vollumfänglich an: Dieses Gesetz bietet eben 

keinen ausreichenden Schutz für unsere Kleingärten. 

Dieses Gesetz bietet auch keinen ausreichenden Schutz 

für unsere Stadtnatur, sondern streut den Kleingärtnern 

leider nur Sand in die Augen.  

[Beifall bei der AfD] 

Ich möchte das noch mal an einem ganz zentralen Punkt 

festmachen, und zwar der ganzen Thematik Ersatzflä-

chen, denn ein ganz großer Teil Ihres Gesetzes dreht sich 

um die Bereitstellung von Ersatzflächen. Dieser ganze 

Abschnitt ergibt aber im Grunde, wenn man tiefer ein-

steigt, überhaupt keinen Sinn, denn wenn in unmittelbarer 

Nähe der Kleingartenanlage eine Ersatzfläche in gleicher 

Größe zur Verfügung gestellt werden soll, dann könnte 

man doch auch einfach versuchen, auf dieser Ersatzflä-

che, wenn sie denn da ist, das Bauprojekt umzusetzen.  

[Beifall bei der AfD] 

Das wäre im Sinne der biologischen Wertigkeit der Anla-

ge auch besser, denn die könnte man dann bewahren. 

Eine neu angelegte Anlage wird logischerweise viele 

Jahre brauchen, um auch nur annähernd wieder im Sinne 

des Naturschutzes diesen Status der wegfallenden Klein-

gartenanlage zu erreichen.  

 

Wenn man aber tiefer einsteigt, dann stößt man sehr 

schnell darauf, woher diese Logiklücke kommt. Sie wis-

sen bereits jetzt schon, dass diese Ersatzflächen in Berlin 

gar nicht existieren und gar nicht vorhanden sind. Darum 

haben auch die Bezirke in ihrer Stellungnahme zu dem 

Gesetz geschrieben, es sei, Zitat, schwierig bis unmög-

lich, genau diese Ersatzflächen in der Nähe zu schaffen.  

 

Das werden wir übrigens auch in Späthsfelde sehen, denn 

diese Ersatzflächen gibt es dort in der unmittelbaren Nähe 

einfach nicht. Da bin ich mal gespannt, wo diese Ersatz-

flächen dann entstehen sollen. Aber der Senat hat ja da-

rauf geantwortet, und da lässt er regelrecht die Hosen 

runter, denn er antwortet auf die Bedenken der Bezirke 

sinngemäß: ist doch nur eine Sollbestimmung, und natür-

lich kann davon auch abgewichen werden.  

[Beifall bei der AfD] 

Ich sage Ihnen jetzt schon voraus, dass diese Ausnahme 

zur Regel werden wird, denn wo wollen Sie diese Flä-

chen denn in der Größenordnung in der Nähe der wegfal-

lenden Kleingartenanlagen herzaubern, wenn es sie da 

gar nicht gibt? Dieses Gesetz ist letztlich ein Taschen-

spielertrick, und die Leidtragenden werden die Kleingärt-

ner, die Stadtnatur und damit auch alle Menschen in un-

serer Stadt sein. 

[Beifall bei der AfD] 

Ich finde es gut, dass Sie den Parlamentsvorbehalt reinge-

schrieben haben, lieber Herr Kollege Freymark. Das gibt 

uns auch die Gelegenheit, hier wirklich über jede Klein-

gartenanlage ausführlich zu diskutieren. Ich kündige 

Ihnen jetzt schon an: Das werden wir als AfD-Fraktion 

auch machen, denn wir werden hier im Parlament für jede 

Kleingartenanlage, die weichen muss, erbitterten Wider-

stand leisten. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der AfD] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Dann darf ich, bevor ich Frau Senatorin Bonde das Wort 

gebe, herzlich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem 

Berliner Justizvollzug begrüßen. Herzlich willkommen 

im Berliner Abgeordnetenhaus und vielen Dank für Ihre 

Arbeit! 

[Allgemeiner Beifall] 

Für den Senat spricht nun die Senatorin für Mobilität, 

Verkehr, Klimaschutz und Umwelt. – Bitte sehr, Frau 

Senatorin Bonde! 

 

Senatorin Ute Bonde (Senatsverwaltung für Mobilität, 

Verkehr, Klimaschutz und Umwelt): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 

Abgeordnete! Liebe Kleingärtnerinnen und Kleingärtner! 

Heute wären gerne viel mehr Kleingärtnerinnen und 

Kleingärtner hier gewesen, aber leider war die Möglich-

keit nicht mehr gegeben. Insofern denke ich, dass Sie uns 

aus der Ferne zuschauen, und ich grüße Sie ganz herz-

lich! 

[Beifall bei der CDU –  

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Mit Erlaubnis der Präsidentin möchte ich heute mit einem 

Satz beginnen, der aus einem alten chinesischen Sprich-

wort stammt und der in seiner Schlichtheit eine große 

Wahrheit enthält: Willst du für immer glücklich sein, 

werde Gärtner. – Ich erlaube mir, für die vielen glückli-

chen Kleingärtnerinnen und Kleingärtner in dieser Stadt 

zu sprechen. Für sie ist das, was heute auf der Tagesord-

nung steht, mehr als ein Gesetz. Es ist die Einlösung 

(Alexander Bertram) 

 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 8117 Plenarprotokoll 19/81 

26. Februar 2026 

 

 

eines Versprechens. Wir haben versprochen, und wir 

lösen heute ein.  

 

Berlin ist eine der am schnellsten wachsenden Metropo-

len Europas. Der Druck auf Flächen, auf Raum, auf Grün 

ist enorm. Umso bedeutsamer ist es, dass wir heute ge-

meinsam ein Zeichen setzen.  Wir schützen, was Men-

schen in dieser Stadt Erholung, Gemeinschaft und ein 

Stück Natur bedeutet. Mit dem Gesetz zur Sicherung der 

Kleingartenflächen Berlins, dem Kleingartenflächensi-

cherungsgesetz, setzen wir ein klares und dauerhaftes 

Bekenntnis zum Erhalt unserer Kleingärten. 

 

Berlin ist einmalig. Keine Metropole weltweit verfügt 

über eine vergleichbar hohe Zahl privat nutzbarer Klein-

gärten im direkten Einzugsbereich der Innenstadt. Fast 

57 000 der rund 70 500 Berliner Kleingärten liegen auf 

landeseigenen Grundstücken. Das entspricht einer Fläche 

von mehr 2 300 Hektar mitten in unserer Stadt. Das ist 

kein Zufall, das ist das Ergebnis einer langen Berliner 

Tradition, die wir heute fortschreiben.  

 

Kleingärten sind keine Relikte der Vergangenheit, sie 

sind lebendige Orte des städtischen Lebens. Sie bieten 

Erholung, stärken den sozialen Zusammenhalt und sind 

als grüne Lungen unserer Stadt ein unverzichtbarer Be-

standteil des Berliner Freiraumverbunds. Ich füge hinzu: 

Für Biotop und Artenschutz, für den Naturhaushalt und 

für das Stadtklima leisten Sie einen Beitrag, den ich als 

Umweltsenatorin nicht hoch genug schätzen kann. In 

Zeiten des Klimawandels sind diese Grünflächen kein 

Luxus, sie sind Notwendigkeit.  

 

Insofern möchte ich den Kleingärtnerinnen und Klein-

gärtnern an dieser Stelle ganz besonders danken. Ich 

möchte Ihnen danken für den Erhalt und die Unterhal-

tung, für die Stiftung von Gesellschaft, für gelebtes Mit-

einander, für Nachbarschaft. Ich möchte an dieser Stelle 

dem Präsidenten der Gartenfreunde, Gert Schoppa, der in 

den letzten Wochen leider erkrankt war und auch an der 

Ausschusssitzung nicht teilnehmen konnte, meine besten 

Genesungswünsche ausrichten, und ich möchte ihm für 

seinen Einsatz für seine Kleingärtnerinnen und Klein-

gärtner danken.  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD und der LINKEN] 

Wir haben in den Richtlinien der Regierungspolitik 2023 

bis 2026 klar festgeschrieben, dass die Kleingärten durch 

ein Flächensicherungsgesetz gesichert werden. Heute 

lösen wir dieses Versprechen ein. Das Gesetz, das wir 

heute beschließen, schafft erstmals verbindliche Struktu-

ren. Eine Inanspruchnahme landeseigener Kleingartenflä-

chen ist künftig nur noch mit Zustimmung des Abgeord-

netenhauses und ausschließlich in eng definierten Aus-

nahmetatbeständen möglich: für bezahlbaren Wohnraum, 

soziale Infrastruktur oder Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft dienende Infrastruktur.  

[Zuruf von Frank-Christian Hansel (AfD)] 

Selbst dann gilt: Gleich große Ersatzflächen müssen im 

Einzugsbereich bereitgestellt werden. 

[Zuruf von der AfD: Die es gar nicht gibt!] 

Berlin verpflichtet sich damit selbst – nicht, um ein Bun-

desgesetz umzusetzen, nicht aufgrund europäischer Vor-

schriften, sondern aus eigener Überzeugung und Verant-

wortung gegenüber den Menschen dieser Stadt. Das ist 

Berliner Landespolitik in ihrer besten Form.  

[Beifall bei der CDU] 

Vorhergehende Regierungen haben es versucht, aber es 

ist bei dem Versuch geblieben, denn es ist nie ein solches 

Gesetz beschlossen worden. Wir, die SPD und die CDU, 

sorgen heute dafür, dass dieses Gesetz beschlossen wer-

den kann.  

 

Ich möchte an dieser Stelle insofern auch den Fraktionen 

danken. Ich möchte Linda Vierecke, Dr. Turgut Altuğ, 

Danny Freymark, den Fraktionsvorsitzenden und allen, 

die an diesem Gesetz mitgewirkt haben, danken. Ich 

möchte Christian Gaebler danken – wir haben zusam-

mengesessen und selbst auch formuliert –, und natürlich 

den Verwaltungen, insbesondere meiner Verwaltung. Sie 

hat viel gearbeitet, und es ist für sie nicht nur ein Tag des 

Dankes, sondern auch ein Glücksmoment, ein Tag des 

Glücks, denn es ist das Baby der Verwaltung und von uns 

allen, auch der Kleingärtnerinnen und Kleingärtner.  

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Dank gilt den Fraktionen, denn der Änderungsantrag von 

CDU und SPD, der am 19. Februar 2026 im Ausschuss 

für Umwelt- und Klimaschutz beschlossen wurde, hat den 

Schutz der Kleingartenflächen noch einmal gestärkt. Statt 

allgemeiner Infrastruktur kann künftig nur noch solche 

Infrastruktur als Ausnahmetatbestand herangezogen wer-

den, die einen unmittelbaren Bezug zu bezahlbarem 

Wohnraum oder sozialer Infrastruktur aufweist.  

[Rolf Wiedenhaupt (AfD): Das ist ja fast alles!] 

Das ist kein Kompromiss auf Kosten der Kleingärten, das 

ist ein Schutz für sie. Dafür danke ich nochmals aus-

drücklich den beiden Fraktionen und dem Ausschuss.  

 

Kleingärten sind in Berlin kein Privileg weniger, sondern 

Teil des städtischen Lebens vieler. Es sind Orte, wo 

Nachbarinnen und Nachbarn sich kennenlernen, wo Kin-

der erleben, wie Tomaten wachsen, wo Rentnerinnen und 

Rentner ihren Alltag gestalten, wo Menschen aus aller 

Welt gemeinsam Erde umgraben. Das ist gelebte Stadtge-

sellschaft, das ist Integration, das ist Demokratie von 

unten. 

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Deshalb freue ich mich, dass wir heute diesen Ort schüt-

zen. Wer einen Garten hat, lebt schon im Paradies, sagt 

(Senatorin Ute Bonde) 
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ein bekannter Spruch. Wir sorgen dafür, dass dieses Pa-

radies für die Berlinerinnen und Berliner dauerhaft erhal-

ten bleibt. In diesem Sinne danke ich Ihnen ganz herzlich 

und beglückwünsche alle Kleingärtnerinnen und Klein-

gärtner zu dem heutigen Tag. 

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, und wir kom-

men zu den Abstimmungen in der Reihenfolge der Ta-

gesordnung. 

 

Zu dem Gesetzesantrag der AfD-Fraktion – Kleingarten-

flächensicherungsgesetz Berlin – Kleingartenkultur und 

Erholungsraum erhalten! – auf Drucksache 19/0543 emp-

fiehlt der Fachausschuss gemäß der Beschlussempfehlung 

auf Drucksache 19/2900 mehrheitlich – gegen die 

AfD-Fraktion – die Ablehnung. Wer den Gesetzesantrag 

dennoch annehmen möchte, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? – 

Bei Gegenstimmen der CDU-Fraktion, der SPD-Fraktion, 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Linksfrakti-

on. Enthaltungen? – Bei Enthaltung zweier fraktionsloser 

Abgeordneter. Damit ist der Gesetzesantrag abgelehnt.  

 

Zu dem Gesetzesantrag der Fraktion Die Linke – Gesetz 

zur Sicherung der Kleingartenflächen Berlin – auf Druck-

sache 19/2473 empfiehlt der Fachausschuss gemäß der 

Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/2993 mehrheit-

lich – gegen die Fraktion Die Linke bei Enthaltung der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – die Ablehnung. Wer 

den Gesetzesantrag dennoch annehmen möchte, den bitte 

ich jetzt um das Handzeichen. – Das ist die Linksfraktion 

sowie ein fraktionsloser Abgeordneter. Gegenstimmen? – 

Bei Gegenstimmen der CDU-Fraktion, der SPD-Fraktion 

der AfD-Fraktion sowie eines weiteren fraktionslosen 

Abgeordneten. Enthaltungen? – Bei Enthaltung der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist der Gesetzesan-

trag abgelehnt.  

 

Zu der Gesetzesvorlage des Senats – Gesetz zum Erhalt 

von Kleingartenanlagen auf landeseigenen Flächen in 

Berlin – auf Drucksache 19/2822 erfolgt zunächst eine 

Abstimmung über den Änderungsantrag der Fraktion Die 

Linke, der Ihnen als Tischvorlage vorliegt. Wer den Än-

derungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 

19/2822-1 annehmen möchte, den bitte ich jetzt um das 

Handzeichen. – Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen und die Fraktion Die Linke sowie ein fraktionslo-

ser Abgeordneter. Gegenstimmen? – Bei Gegenstimmen 

der CDU-Fraktion, der SPD-Fraktion sowie der 

AfD-Fraktion. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.  

 

Zu der Gesetzesvorlage – Gesetz zum Erhalt von Klein-

gartenanlagen auf landeseigenen Flächen – auf Drucksa-

che 19/2822 empfiehlt der Fachausschuss mehrheitlich – 

gegen die AfD-Fraktion und bei Enthaltung der Fraktion 

Die Linke – die Annahme mit Änderungen. Wer die Ge-

setzesvorlage gemäß der Beschlussempfehlung auf 

Drucksache 19/2994 annehmen möchte, den bitte ich jetzt 

um das Handzeichen. – Das sind die CDU-Fraktion, die 

SPD-Fraktion, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die 

Linksfraktion sowie ein fraktionsloser Abgeordneter. 

Gegenstimmen? – Bei Gegenstimmen der AfD-Fraktion. 

Enthaltungen? – Damit ist die Gesetzesvorlage so ange-

nommen. 

[Anhaltender Beifall bei der CDU und der SPD – 

Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN  

und der LINKEN] 

Die Aktuelle Stunde hat damit ihre Erledigung gefunden. 

 

Ich komme zu 

lfd. Nr. 2: 

Fragestunde 

gemäß § 51 der Geschäftsordnung 

des Abgeordnetenhauses von Berlin 

Nun können mündliche Anfragen an den Senat gerichtet 

werden. Die Fragen müssen ohne Begründung, kurz ge-

fasst und von allgemeinem Interesse sein sowie eine 

kurze Beantwortung ermöglichen; sie dürfen nicht in 

Unterfragen gegliedert sein. Ansonsten werde ich die 

Fragen zurückweisen. Zuerst erfolgen die Wortmeldun-

gen in einer Runde nach der Stärke der Fraktionen mit je 

einer Fragestellung. Nach der Beantwortung steht min-

destens eine Zusatzfrage dem anfragenden Mitglied des 

Hauses zu; eine weitere Zusatzfrage kann auch von einem 

anderen Mitglied des Hauses gestellt werden. Für die 

CDU-Fraktion beginnt der Kollege Bocian. – Bitte schön! 

 

Lars Bocian (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Ich frage den Senat: Ist 

das in den Richtlinien der Regierungspolitik stehende 

Ziel, dass alle öffentlichen allgemeinbildenden Schulen 

bis zum Ende dieser Legislaturperiode mit leistungsfähi-

gen Glasfaseranschlüssen ausgestattet werden sollen, 

noch zu schaffen? 

 

Präsidentin Cornelia Seibeld: 

Herr Staatssekretär Kühne, bitte schön! 

 

Staatssekretär Dr. Torsten Kühne (Senatsverwaltung 

für Bildung, Jugend und Familie): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Bocian! Natürlich bear-

beiten wir alle Vorhaben in den Richtlinien der Regie-

rungspolitik mit äußerstem Hochdruck. Insofern darf ich 

mitteilen, dass wir dieses Projekt vorfristig abschließen 

werden. 

[Marcel Hopp (SPD): Sehr schön!] 

(Senatorin Ute Bonde) 

 


